
Recht auf Nahrung

Die Erfolge der „Grünen Revolution“ se1lIt den sıebziger Jahren yaben rund Zzur

Hoffnung, das Problem des Hungers, schon se1mt bıblischen Zeıten eıne der LO
en Geilßeln der Menschheit, mı1ıt m Wıillen endgültig lösen können.
Dieser Uptimıismus hat sıch als verfrüht herausgestellt, nıcht L11Ur weıl N och
ımmer 4010 Millionen Menschen mIıt ernsten Ernährungsproblemen 1Dt, obwohl
weltweit genügend Nahrungsmiuittel produziert werden, sondern auch weıl die
Weltvorräte Getreide (Weızen, Reıs, Maıs) schrumpfen, W 4a5 längerfristig
Engpässen tühren könnte.

Aus diesem Grund kommt der Welternährungsgipfel VO bıs November
996 139 Rom, dem S1t7z der Welternährungsorganisation FAO, ZU richtigen e1it-
punkt Be1 allen geplanten Erklärungen un! Aktionsplänen geht CS letztlich
das Menschenrecht auf Nahrung, denn eine quantıtatıv W1€e qualitativ ausrel-
chende Ernährung 1St das tundamentalste Grundbedürfnis. Hunger W1€e auch Un
ter- un Fehlernährung gefährden das Überleben, auf jeden Fall aber die physi-
sche un geistige Gesundheit, ohne die Menschen nıcht lernen, produktiv arbei-
ten un: aktıv soz1alen Leben teillnehmen können. Hunger 1St daher auch eıne
wichtige Ursache VO Armut un Unterentwicklung. Aus ethischen Gründen
darf Hunger arum auch HIeE als polıtische Waffe benutzt werden.

Dıie gegenwartıgen Probleme haben vielfältige Gründe, WwW1e eLWa Vernachläss;-
SUuNg der Landwirtschaft, vertehlte Agrarpolıitik der Zerstörung natürlicher Res-
OUEGEN Ö1e sind aber auch Folge struktureller Wıdersprüche. So stehen viele Ent-
wicklungsländer VO dem Dılemma, da{f politisch verfügte nıedrige Nahrungs-
mittelpreise ZWar 1m Interesse der Armen mıt wen1g Kaufkraft liegen, aber
bäuerlichen Betrieben den Anreız ZUrFr Produktion ber den Subsıistenzbedarf hın-
AaUusSs nehmen, da S$1e oft nıcht eiınmal kostendeckend sınd Umgekehrt Öördert dıie
Liberalisierung der Weltagrarmärkte ZWar die Produktion, gefährdet aber zumın-
dest 1n einer Übergangsphase die Versorgung VO Ländern, die Nahrungsmittel
importieren mussen, WEn S1e nıcht anderweitig eiınen Ausgleıch erhalten.

Verschärft werden diese Probleme durch internatiıonale Strukturen, die CS etwa
den Industrieländern erlauben, durch iıhren Agrarprotektionismus un: hoch-
subventionierte Agrarexporte die Weltmarktpreise drücken. Ahnlich negatıv
wiırkt sıch eıne nıcht auf Notlagen beschränkte Nahrungsmittelhilfe AUS. Die
Schuldenlast vieler Entwicklungsländer mi1t dem Zwang, jeden Preıs Devısen

erwırtschaften, führt überdies nıcht selten dazu, da{fß S1C agrarıschen Export-
kulturen Vorrang VOT dem Anbau VO Nahrungsmitteln un dem Erhalt der W:
welt geben. In ZeEW1SsEmM Umfang tıragen auch Konsumgewohnheiten 1m kaufkräf-
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tıgen Norden diesen Problemen bei, Wenn Futtermittelimporte für den
hohen Fleischkonsum Lasten des Getreideanbaus 1m Suden gehen.

Das Recht auf Nahrung erfordert politische Ma{fßnahmen für eine nachhaltige
Nahrungssicherung für alle Menschen. Dies auf der Angebotsseite ausrel-
chende Produktion und genügend Vorräte tür Nottälle (Miıßernten, Krıege) VOI-

aus, un: ZW ar für eıne jährlich 90 Millionen wachsende Weltbevölkerung.
Dieses Ziel 1St, zumal 1n Mangelländern, 8 uE mı1t eıner Agrarpolitik erreichbar,
die das Eıgenpotential un die ökonomische Inıtiatıve der Bauern tördert, VOT al-
lem durch eıne möglıchst marktkonforme Ordnungspolitik sSOWwIl1e instıtutionelle
Reformen (Landrechte, Kredite, Beratung, Marktzugang). Umstritten und nıcht
pauschal beantwortbar 1St, ob un:! 1ın welchem Umfang zumiındest die Fähigkeit

natıonaler Selbstversorgung anzustreben 1St
Nıcht wenıger wiıchtig 1St die Nachfrageseite, also der Zugang Nahrungs-

miıtteln ber Subsistenzwirtschaft oder ausreichende Kaufkraft un:! die Siıcherung
eiıner weltweıt gerechten Verteilung. Den wichtigsten Beıtrag aZ1 eistet eıne
Wırtschaftspolitik, die Arbeit mıt ausreichenden Einkommen schafft. Dıie Z
dem oft notwendige Unterstützung der Armen sollte ber Ernährungspro-
STAaMMIMMC, investive „Tood-for-work“-Mafßnahmen un nottalls Bezugsscheihé für
Nahrungsmuittel erfolgen, nıcht aber ber eıne Nıedrigpreispolitik, die fast ımmer

einem Rückgang der Produktion führt
Nachhaltige Nahrungssicherung erfordert schließlich auch eiıne umweltverträg-

lıche Agrarentwicklung, welche die natürlichen Ressourcen (Boden, Wasser, Ar-
tenvıelfalt) un: bewährte Agrokulturen nıcht kurzfristiger Vorteile willen
schädıgt, da{fß künftigen Generationen die Nahrungsgrundlage wırd Da
zwıischen urz- un: langfristigen, soz1alen un öÖkologischen, okalen un:! globa-
len Ertordernissen vielfältige Zielkonflikte bestehen, braucht C5 eıne vorausschau-
ende Politik SOWI1e internatıonale Zusammenarbeit un Solidarität. Dabe: MU:
die Ernährungssicherheit ımmer Vorrang VOL Weltmarktöffnung, Schuldendienst
oder kommerziellen Interessen haben

Die Industrieländer sollten diese Ziele unterstutzen, iındem s1e ıhren Agrarpro-
tektionısmus abbauen un selbst eıne nachhaltige Landwirtschaft betreiben. Nur
S1€e verfügen auch ber die nötıgen technologischen un tinanzıellen Mıiıttel für
die immer wichtiger werdende Agrarforschung un! für die Bereıitstellung ausrel-
chender Nahrungsvorräte. Nahrungsmittelhilfe sollte möglıchst bald durch
produktionstördernde Agrarhıilfe EKSGEEZT. werden. ber auch Verhaltensänderun-
gCh 1mM Bereich der Ernährung, ELTW. eiıne fleischärmere Diat: könnten zunehmend
wichtig werden, eıne gyerechte ylobale Verteilung Jängerfristig knapper und
damıt Nahrungsmittel ermöglichen. Dıie Fastenaktıion VO Mıiısereor
1m kommenden Jahr, die dem Thema „Brich dem Hungrigen eın YTOL  C
steht, 1St e1ne ZzuLE Gelegenheıt, das Bewufßsein für diese Problemlage
schärten. Johannes Müller 5/
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